Hinweise zu rechtlichen Grundlagen
	Schritte
	Verantwortlichkeit
	Rechtliche Grundlage

	Handeln nach den Persönlichkeitsrechten im Grundgesetz
	
	Grundgesetz
Art. 1 : Die Würde des Menschen ist unantastbar.
Art. 2 : Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit. Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. (Dies umfasst auch das „Recht auf Verwahrlosung“, so lange nicht andere Personen davon betroffen oder gefährdet sind“ (bspw. Nachbarn, Vermieter = Eigentum der Wohnung)
Art. 13 : Die Wohnung ist unverletzlich. Eingriffe dürfen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung vorgenommen werden.


	Bürger / Institution meldet eine Sachlage an Örtliche Betreuungsbehörde (Seniorensozialdienst, Gesundheitsamt, Ordnungsamt)
	Bürger, Institution
	· Jeder hat das Recht, „Auffälligkeiten“ d. h. Menschen in Not der Örtlichen Betreuungsbehörde oder der Polizei zu melden. 
· Man kann Sachlage ohne genaue Daten schildern
· Anonyme Meldung möglich
· „Aufmerksamer Bürger“, Zivilcourage (i. S. sozial verantwortlichen Handelns)

Fehlende Rechtl. Grundlage, ab wann von einer Datenschutzverletzung gesprochen werden kann.
Bürger ist nicht an das Datenschutzgesetz gebunden, sofern keine Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. (Siehe § 3 Weitere Begriffsbestimmungen)


	Bürger / Institution meldet Sachlage an Polizei
	Polizei
	§ 323c Unterlassene Hilfeleistung, Strafgesetzbuch
„Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, obwohl dies erforderlich und ihm den Umständen nach zuzumuten, insbesondere ohne erhebliche eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten möglich ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.“





	Seniorensozialdienst bietet bei betreffender Person einen Hausbesuch an 
	Örtliche Betreuungsbehörde / Seniorensozialdienst
	§ 71 SGB XII Altenhilfe
(1) Alten Menschen soll außer den Leistungen nach den übrigen Bestimmungen dieses Buches sowie den Leistungen der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des Neunten Buches Altenhilfe gewährt werden. Die Altenhilfe soll dazu beitragen, Schwierigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu verhüten, zu überwinden oder zu mildern und alten Menschen die Möglichkeit zu erhalten, selbstbestimmt am Leben in der Gemeinschaft teilzunehmen und ihre Fähigkeit zur Selbsthilfe zu stärken.
(2) Als Leistungen der Altenhilfe kommen insbesondere in Betracht:
1. Leistungen zu einer Betätigung und zum gesellschaftlichen Engagement, wenn sie vom alten Menschen gewünscht wird,
2. Leistungen bei der Beschaffung und zur Erhaltung einer Wohnung, die den Bedürfnissen des alten Menschen entspricht,
3. Beratung und Unterstützung im Vor- und Umfeld von Pflege, insbesondere in allen Fragen des Angebots an Wohnformen bei Unterstützungs-, Betreuungs- oder Pflegebedarf sowie an Diensten, die Betreuung oder Pflege leisten,
4. Beratung und Unterstützung in allen Fragen der Inanspruchnahme altersgerechter Dienste,
5. Leistungen zum Besuch von Veranstaltungen oder Einrichtungen, die der Geselligkeit, der Unterhaltung, der Bildung oder den kulturellen Bedürfnissen alter Menschen dienen,
6. Leistungen, die alten Menschen die Verbindung mit nahe stehenden Personen ermöglichen.
(3) Leistungen nach Absatz 1 sollen auch erbracht werden, wenn sie der Vorbereitung auf das Alter dienen.
(4) Altenhilfe soll ohne Rücksicht auf vorhandenes Einkommen oder Vermögen geleistet werden, soweit im Einzelfall Beratung und Unterstützung erforderlich sind.


	Vermieter meldet Sachlage an Örtliche Betreuungsbehörde
	Örtliche Betreuungsbehörde / Seniorensozialdienst
	Ordnungsrechtliche Vorgaben
Eine Behörde wird erst in solch einer Situation eingeschaltet, wenn durch die Verwahrlosung der Wohnung eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung besteht; dies ist gegeben, wenn anzunehmen ist, dass aufgrund dieser Wohnung Krankheiten verbreitet werden oder aber auch eine Gefahr für die Gesundheit bestehen kann.
Für solch einen Fall darf die zuständige Behörde sich Zugang zu dieser Wohnung verschaffen, um
den Zustand, wie auch die Auswirkungen zu erforschen. Falls der Zustand einen Anlass zum Einschreiten begründet, so kann vom Verursacher Beseitigung, wie auch Bereinigung der „ Umwelt“- Folgen verlangt werden. Allerdings ist oft zu beobachten, dass die betroffene Person,  krankheitsbedingt, den Grund für die behördlich angeordneten Maßnahmen nicht einsehen kann.
Weitere Gründe hierfür sind, das Fehlen finanzieller Mittel, oder aber auch Organisations- wie auch Koordinationsmöglichkeiten. Für solch einen Fall gibt es die Möglichkeit, dass sich die Behörde an den Vermieter wendet.





	Seniorensozialdienst vermittelt weitere Hilfen (Daten werden nur anonymisiert und nach Absprache mit der Person weitergegeben)
Kommunale Verfahrensanweisungen/ Handeln der Örtlichen Betreuungsbehörde nach dem  Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
Örtliche Betreuungsbehörde ist ver-pflichtet Datenschutz einzuhalten.

	Örtliche Betreuungsbehörde / Seniorensozialdienst
	Art. 1 DSGVO:
Diese Verordnung enthält Vorschriften zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Verkehr solcher Daten.

Art. 5 DSGVO: Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten
(1) Personenbezogene Daten müssen
a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz“);
b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt gemäß Artikel 89 Absatz 1 nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken („Zweckbindung“);
c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“);
d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden („Richtigkeit“);
e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die personenbezogenen Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und organisatorischer Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke oder für wissenschaftliche und historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden („Speicherbegrenzung“);
f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“);

(2) Der Verantwortliche ist für die Einhaltung des Absatzes 1 verantwortlich und muss dessen Einhaltung nachweisen können („Rechenschaftspflicht“).

Art. 6 DSGVO: Rechtmäßigkeit der Verarbeitung
(1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist:
a) Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben;
b) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen;
c) die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der Verantwortliche unterliegt;
d) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen;
e) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde;
f) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen Person um ein Kind handelt.

	Kündigung durch Vermieter
	Vermieter
	Kündigung bei Wohnungsverwahrlosung
Amtsgerichts Münster (Aktenzeichen: 3 C 4334/10)
Dringt etwa Gestank in das Treppenhaus oder sogar andere Wohnungen, ist eine fristlose Kündigung gerechtfertigt, berichtet die Zeitschrift „Wohnungswirtschaft und Mietrecht“ unter Berufung auf ein Urteil des Amtsgerichts Münster (Aktenzeichen: 3 C 4334/10) (Link: http://www.focus.de/immobilien/mieten/recht-wohnung-verwahrlostvermieter-darf-fristlos-kuendigen_aid_783230.html)

AG Stuttgart, Urteil vom 19. März 2021 – 35 C 2527/20 – 
Die Kündigung des Wohnraummietverhältnisses kann nicht auf einen unaufgeräumten, an der Grenze zur Verwahrlosung liegenden Zustand der Wohnung gestützt werden. Darin liegt keine Pflichtverletzung des Mieters, weil auch eine solche Gestaltung der Wohnung zum vertragsgemäßen Gebrauch zählt, dessen Grenzen grundsätzlich erst überschritten werden, wenn Gefahren für die Gebäudesubstanz drohen oder Belästigungen für andere Bewohner des Gebäudes entstehen. – Also wenn die Verwahrlosung nach außen dringt – wie oben bei Gestank – Störung des Hausfriedens als Pflichtverletzung des Mieters

Basis für Außenwirkung – Nachbarn 
hierzu auch  § 535 BGB – Vermieter obliegt Pflicht, Wohnung instand zu halten, Nachbarn können fordern, dass Mangel (Gestank etc.) abgestellt wird, wenn dieser aus anderen Wohnungen kommt 
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